année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Raumplanungsgesetz, Raumplanung
Akteure Schweizerische Volkspartei (SVP)
Prozesstypen Verordnung / einfacher Bundesbeschluss
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von
Bernath, Magdalena

Gerber, Marléene

Bevorzugte Zitierweise

Bernath, Magdalena; Gerber, Marlene 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer

Politik: Raumplanungsgesetz, Raumplanung, Verordnung / einfacher

Bundesbeschluss, Schweizerische Volkspartei (SVP), 2002 - 2013. Bern: Année

Politique Suisse, Institut fir Politikwissenschaft, Universitat Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Infrastruktur und Lebensraum
Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

_ A A

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et

de la communication

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS

DATUM: 09.10.2002
MAGDALENA BERNATH

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS

DATUM: 11.12.2003
MAGDALENA BERNATH

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 28.08.2013
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Im Juni gab das UVEK gestutzt auf das seit 2000 geltende Raumplanungsgesetz den
Entwurf fir eine Teilrevision der Raumplanungsverordnung in die Vernehmlassung mit
dem Ziel, die Anderung bestehender Gebsude ausserhalb der Bauzone praziser zu
regeln: Erweiterungen sollten wenn moglich innerhalb des bestehenden
Gebéudevolumens erfolgen. Insbesondere soll die Verordnung festlegen, in welchem
Ausmass Gebaude verdndert werden durften, die urspringlich landwirtschaftlich
genutzt wurden, aber inzwischen flr diesen Zweck nicht mehr bendtigt werden. Die
Reaktionen  auf den  Entwurf fielen  kontrovers aus: Wahrend die
Landwirtschaftsverbéande und die SVP mehr Handlungsspielraum fir die Landwirtschaft
forderten, ging der Vorschlag den Natur- und Tierschutzverbénden zu weit; sie lehnten
eine Offnung der Landwirtschaftszone klar ab. Auf eine Anfrage Aeschbacher (evp, ZH)
(02.1115), ob die Anderung der Raumplanungsverordnung nicht die Ziele der
Raumplanung und des Landschaftsschutzes aushéhle, erwiderte der Bundesrat, er sei
sich  der Problematik der Zersiedelung bewusst, die mit der Zulassung
landwirtschaftsfremder Nutzungen ausserhalb der Bauzonen verbunden sei. '

Im Frihjahr hiess der Bundesrat eine Teilrevision der Raumplanungsverordnung gut.
Sie prazisiert, in welchem Ausmass bestehende Gebdude ausserhalb der Bauzone
verandert werden koénnen, welche urspringlich landwirtschaftlich genutzt wurden,
inzwischen aber flur diesen Zweck nicht mehr bendtigt werden. Gegen den Antrag der
UREK gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Dupraz (fdp, GE) (02.453)
Folge, welche eine Anderung des Raumplanungsgesetzes verlangt. Die Kantone sollen
klinftig allein Uber Umbau- und Umnutzungsméglichkeiten landwirtschaftlicher Bauten
ausserhalb der Bauzone, die nicht mehr zonenkonform genutzt werden, entscheiden
kénnen. Im Einverstdndnis mit dem Bundesrat Uberwies die kleine Kammer eine Motion
Lauri (svp, BE) (03.3343), welche die Nutzung ganzjéhrig bewohnter landwirtschaftlicher
Gebaude erleichtern will; die grosse Kammer stimmte einer Motion der SVP-Fraktion
mit ahnlicher Stossrichtung zu. ?

Ende August eroffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision der
Raumplanungsverordnung, zum Erlass der neuen technischen Bauzonenrichtlinien
sowie zur Erganzung des Leitfadens fiir die kantonale Richtplanung. Die Anderungen
erfolgten in erster Linie in Reaktion auf die Annahme des revidierten RPG bei der
Volksabstimmung vom Frihjahr sowie in Umsetzung der parlamentarischen Initiative
Darbellay (cvp, VS) betreffend Lockerung der Bestimmungen zur Pferdehaltung in der
Landwirtschaftszone (siehe oben). Die Reduktion der Bauzonen auf maximal den Bedarf
der néchsten 156 Jahre soll laut bundesratlichem Entwurf auf kantonaler statt auf lokaler
Ebene umgesetzt werden. Im Falle einer Auslastungsquote von unter 95% waren die
Kantone verpflichtet, Rilckzonungen vorzunehmen. Zeitgleich publizierte das
Bundesamt fir Raumentwicklung erste offizielle, provisorische Zahlen zur Auslastung
der Bauzonen in den Kantonen. Gemass der Bauzonen-Statistik 2012 des ARE wird die
Auslastung in den Kantonen Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis in 15 Jahren
voraussichtlich weniger als 95% ausmachen, womit insbesondere diese Kantone
Ruckzonungen zu beflirchten hatten. Die Auslastungsziffern beruhten auf einer
Schétzung der Bevolkerungsentwicklung des Bundesamts flir Statistik (BFS), wobei das
Szenario .hoch® gewéhlt worden war (9 Mio. Einwohner im Jahr 2027). Bei einem
mittleren Bevdlkerungswachstum mussten mehr als 10 Kantone mit Rlckzonungen
rechnen. Ferner sollen laut der Vernehmlassungsvorlage bis zur Anpassung der
kantonalen Richtplane und im Sinne eines Bauzonenmoratoriums neue Einzonungen
durch entsprechende Auszonungen kompensiert werden, wobei fur o6ffentliche
Gebéude sowie Vorhaben von kantonaler Bedeutung Ausnahmen gelten. Betreffend
Hoéhe der finanziellen Entschadigung bei Rickzonungen verzichtete der Bundesrat auf
die Festlegung von Kennwerten. In ihren Vernehmlassungsantworten &usserten
gewichtige Stellungnehmer grundsatzliche Vorbehalte zum Verordnungsentwurf des
Bundesrates. Die kantonalen Baudirektoren beanstandeten die Missachtung der
kantonalen Zustandigkeiten in der Raumplanung, den hohen burokratischen Aufwand
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sowie die auf dem Bevolkerungsszenario des BFS beruhende Bauzonen-Statistik. Die
Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK) forderte, Kantone mussten
auf eigene Zahlen zur Bevdlkerungsentwicklung zurickgreifen kédnnen. Auf der anderen
Seite hatte die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Vorfeld bei mindestens der
Halfte der Kantone Rickzonungsbedarf geortet und kritisierte entsprechend die Wahl
des Bevolkerungs-Szenarios durch das zustandige Bundesamt. Gewichtige Vertreter wie
die SVP, Economiesuisse und der Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein
(SIA) lehnten die Vorlage komplett ab. Sie missbilligten unter anderem die fehlende
Berticksichtigung wirtschaftlicher Uberlegungen, die Uberregulierung sowie den
mangelnden Praxisbezug. Auch die Fachorganisationen fur Pferdezucht und
Pferdesport Uberzeugte der Verordnungsentwurf nicht. Sie bezweifelten, ob die
vorgesehenen Bestimmungen die heutige Praxis tatséchlich erleichtern wirden. Das
urbane Genf zeigte sich als einer der wenigen Kantone mit der geplanten Umsetzung
zufrieden und stellte sich hinter eine starkere Zentralisierung der Umsetzungskontrolle
durch den Bund.*
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